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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die 1957 vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten auf Grund des Milch- und Fettgesetzes erlassene 
Verordnung M Nr. 2/57 über Milchauszahlungspreise löste die 
im wesentlichen inhaltsgleiche Verordnung M Nr. 1/56 ab. 
Durch sie wurden Hersteller bestimmter umsatzsteuerbefreiter 
Milcherzeugnisse verpflichtet, die Steuerersparnisbeträge an 
ihre Lieferanten oder an eine Ausgleichskasse abzuführen. 
Nachdem die Verordnung M Nr. 2/57 von Abgabepflichtigen 
aus Rechtsgründen im Verwaltungsrechtsweg angegriffen wor- 
den war, wurde dieser Verordnung durch Änderung des Milch- 
und Fettgesetzes 1961 Gesetzesrang verliehen; die Verfassungs- 
mäßigkeit dieses Änderungsgesetzes wurde vom Bundesver- 
fassungsgericht 1967 bejaht. 

Hinsichtlich der Verordnung M Nr. 1/56 unterblieb eine ent- 
sprechende Regelung. Aus der genannten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts ergab sich jedoch die Ungültigkeit 
dieser Verordnung. Daraufhin hat das Bundesverwaltungsge- 
richt 1969 entschieden, daß der Bund zur Rückzahlung auf Grund 
der Verordnung M Nr. 1/56 abgeführter Umsatzsteuer-Erspar- 
nisbeträge verpflichtet ist. 

Nunmehr werden gegen den Bund Erstattungsforderungen von 
rd. 9 Millionen DM eingeklagt, die im Verurteilungsfalle wei- 
tere Forderungen bis zu 50 bis 60 Millionen DM nach sich 
ziehen können. 


B. Lösung 

Aus den vom Bundesverfassungsgericht gebilligten Gründen 
für die rückwirkende Heilung der Verordnung M Nr. 2/57 soll 
auch die Verordnung M Nr. 1/56 rückwirkend Gesetzeskraft 
erhalten. Der durch das Rechtsstaatsprinzip gewährleistete 
Vertrauenschutz steht dem nach Auffassung der Bundesregie- 
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rung nicht entgegen, da zur Zeit der Geltung der Verordnung 
die abgabepflichtigen Betriebe nicht damit rechneten, daß die 
Umsatzsteuerersparnisse ihnen zufließen sollten. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. August 1971 

1/4 (IV/1) — 731 06 ^ Mi 10/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Milch- 
und Fettgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen; 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 
ist ein Zustimmungsgesetz. Nach ständiger Rechtsauffassung 
des Bundesrates bedarf daher auch das Anderungsgesetz der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 2 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Dritten Gesetzes zur Änderung des Milch- 

und Fettgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- ! 
sen: | 

A r t i k e 1 1 | 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Milch- und | 
Fettgesetzes vom 27. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I | 
S. 1104) wird wie folgt geändert: j 

In Artikel 3 werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt: 

„(3) Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 bis 3 und der 
§§ 2, 3 und 5 der Verordnung M Nr. 1/56 über Milcb- 
auszahlungspreise vom 8. März 1956 (Bundesanzei- i 
ger Nr. 50 vom 10. März 1956) gelten für die Zeit ! 
vom 1. Februar 1956 bis zum 30. Juni 1957 mit Ge- i 
setzeskraft. Soweit aufgrund der Verordnung M 
Nr. 1/56 gezahlte Beträge von einer staatlichen | 


Stelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes erstattet 
worden sind, oder über ihre Erstattung ein rechts- 
kräftiges Urteil ergangen ist, behält es hierbei sein 
Bewenden. 

(4) Absatz 3 gilt unbeschadet der Regelung nach 
Absatz 2." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Nach Artikel 1 des Sechsten Gesetzes zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes vom 8. März 1956 
(BGBl, I S. 103) — UStG — wurden bestimmte Liefe- 
rungen von Milcherzeugnissen im Großhandel von 
der Umsatzsteuer befreit. In unmittelbarem zeit- 
lichem und sachlichem Zusammenhang mit dem 
Sechsten Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes erließ der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML) im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen und mit Zustimmung des Bundesrates auf Grund 
des § 20 Äbs, 1 des Milch- und Fettgesetzes vom 
28. Februar 1951 (BGBl. I S. 135) in der Fassung 
vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I S. 811) — MFG — 
die Verordnung M Nr. 1/56 über Milchauszahlungs- 
preise vom 8. März 1956 (Bundesanzeiger Nr. 50 
vom 10. März 1956). Sie verpflichtete die Inhaber 
von Betrieben, die Milcherzeugnisse im Sinne der 
Verordnung herstellten und im Großhandel lieferten, 
die aus der Umsatzsteuerbefreiung gemäß § 4 Nr. 20 
UStG sich ergebenden Ersparnisbeträge teilweise 
an ihre Lieferer (Milcherzeuger, Molkereien, Sam- 
melstellen), teilweise an eine Ausgleichskasse abzu- 
führen. Nach den weiteren Bestimmungen der Ver- 
ordnung sollten diese Umsatzsteuererspamisbeträge 
im Ergebnis allein den Milcherzeugem zugute kom- 
men. Als Tag des Inkrafttretens bestimmte § 6 der 
Verordnung M Nr. 1/56 den 1. Februar 1956, d. h, 
denselben Tag, an dem die Umsatzsteuerbefreiung 
für die in § 4 Nr. 20 UStG genannten Milcherzeug- 
nisse gemäß Artikel 2 des 6. ÄndGUStG wirksam 
geworden war. 

Am 24. Juli 1957 erließ der BML im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen und mit Zustimmung des Bundesrates die Ver- 
ordnung M Nr. 2/57 über Milchauszahlungspreise, 
die ebenfalls auf die Ermächtigung in § 20 Abs. 1 
MFG gestützt wurde. Die Verordnung wurde am 
27. Juli 1957 verkündet (Bundesanzeiger Nr. 142) 
und trat gemäß § 10 mit Wirkung vom 1. Juli 1957 
an die Stelle der gleichzeitig aufgehobenen Verord- 
nung M Nr. 1/56, deren Regelungen sie mit einigen 
Abänderungen übernahm. Die Änderungen bezogen 
sich hauptsächlich auf das Verfahren zur Sicherung 
einer möglichst gleichmäßigen Verteilung der Um- 
satzsteuerersparnisbeträge an die Milcherzeuger und 
einer entsprechenden Umgestaltung des Einzie- 
hungsverfahrens. 

Die Verordnung M Nr. 2/57 wurde von den abgabe- 
pflichtigen Betrieben wegen mangelnder Ermächti- 
gungsgrundlage nach dem MFG in mehreren Ver- 
waltungsstreitverfahren angegriffen, 1961 beschloß 
daher der Bundestag das Dritte Änderungsgesetz 
zum MFG, durch das die Verordnung M Nr. 2/57 
rückwirkend in den Rang eines Gesetzes erhoben 


wurde. Hinsichtlich der Verordnung M Nr. 1/56 
unterblieb eine solche rückwirkende Inkraftsetzung. 

2. Bei den Ausschußberatungen zum Dritten Ände- 
rungsgesetz des MFG wurde auch die Frage erörtert, 
ob die VO M* Nr. 1/56 in die rückwirkende Heilung 
einbezogen werden sollte. Soweit sich bei der 
Durchführung dieser Verordnung in der Praxis eben- 
falls Schwierigkeiten ergeben hatten, bezogen sich 
die geltend gemachten Einwände nur auf die angeb- 
lich ungleichmäßige Behandlung der Betriebe. Da 
diesen Einwänden durch den Erlaß der VO M Nr. 
2/57 Rechnung getragen worden war und die Maß- 
nahmen nach der VO M Nr. 1/56 abgeschlossen 
waren, bestand insoweit kein unmittelbarer Anlaß, 
die Verordnung M Nr. 1/56 ebenfalls rückwirkend 
zu heilen. 

Darüber hinaus wurde in den Ausschußberatungen 
und den Vorgesprächen die Einbeziehung der Ver- 
ordnung M Nr. 1/56 in die rückwirkende Heilung 
deshalb nicht für notwendig gehalten, weil die Auf- 
fassung vertreten wurde, daß die Zahlungen nach 
der Verordnung M Nr. 1/56 rechtsbeständig gewor- 
den seien und nicht mehr zurückgefordert werden 
könnten. Im Wege der Selbstveranlagung sei ein 
Verwaltungsakt, der in der Entgegennahme der 
Zahlungen durch die zuständigen Landesstellen zu 
erblicken sei, ergangen. Diese Auffassung wurde in 
den Ausschußsitzungen auch vom BML unterstützt. 
Der BML wies hierbei darauf hin, daß nach einer 
Umfrage bei den Ländern die zuständigen Land- 
wirtschaftsressorts diese Meinung teilen würden. 
Diese hätten mitgeteilt, daß eine Einbeziehung der 
Verordnung M Nr. 1/56 deshalb nicht notwendig 
sei, weil die Verordnung abgewickelt sei und keine 
Verwaltungsstreitverfahren wegen der mangelnden 
Ermächtigungsgrundlage der Verordnung schweb- 
ten. 

3. Das Bundesverfassungsgericht bejahte Ende 1967 
die Verfassungsmäßigkeit des Dritten Änderungs- 
gesetzes zum MFG (BVerfGE 22, 330). Äus dem Be- 
schluß ergab sich jedoch die Ungültigkeit der Ver- 
ordnung M Nr, 1/56. Mehrere Betriebe forderten 
daher nunmehr ihre auf Grund der Verordnung M 
Nr. 1/56 abgeführten Beträge zurück. 1969 entschied 
das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG I C 32.68), 
die Bundesrepublik Deutschland (BRD), vertreten 
durch den BML, sei zur Rückzahlung von Ersparnis- 
beträgen verpflichtet, die ein Hersteller von Milch- 
und Sahnedauerwaren auf Grund der Verordnung 
M Nr. 1/56 an die nach Landesrecht zuständige Stelle 
gezahlt hatte. Die vom BML und der Behörde für 
Wirtschaft und Verkehr der Freien und Hansestadt 
Hamburg im Verfahren vertretene Änsicht, die Zah- 
lungen seien wegen Fristablaufs rechtsbeständig 
geworden, da im Wege der Selbstveranlagung ein 
Verwaltungsakt ergangen sei, lehnte das Bundes- 
verwaltungsgericht ab. Die Auffassung des BML, 
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nidit er, sondern die Länder seien hinsiditlidi der 
Rückforderungsansprüche passiv legitimiert, lehnte 
das Gericht ebenfalls ab. 

Das Urteil hatte zur Folge, daß gegenüber der BRD, 
vertreten durch den BML, Erstattungsforderungen 
von rd. 9 Millionen DM geltend gemacht und meh- 
rere Verwaltungsstreitverfahren angestrengt wur- 
den. In diesen Verwaltungsstreitverfahren werden 
nicht nur die Beträge, die an die zuständigen staat- 
lichen Landesstellen, sondern auch die, die unmittel- 
bar an die Milcherzeuger abgeführt wurden, zurück- 
gefordert. Sofern die BRD in den Verfahren unter- 
liegen sollte, ist damit zu rechnen, daß fast alle 
abgabepflichtigen Betriebe versuchen werden, die 
Beträge, die sie auf Grund der Verordnung M Nr. 
1/56 abgeführt haben, zurückzuerhalten. Die Forde- 
rungen können sich auf eine Größenordnung von 
50 bis 60 Millionen DM belaufen. Die entsprechen- 
den Mittel müßten aus dem allgemeinen Haushalt 
aufgebracht werden, da das Aufkommen aus der 
Verordnung M Nr. 1/56 vollständig verteilt wurde. 

4. Durch den Erlaß des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des UStG und der Verordnung M Nr. 1/56 
wurde eine Subventionsregelung getroffen, die den 
Werkmilcherzeugern einen höheren Milchauszah- 
lungspreis sichern sollte. Dies ist teils ausdrücklich, 
teils indirekt in den Regelungen zum Ausdruck ge- 
kommen (s. im einzelnen Bundestagsprotokoll, 
127. Sitzung vom 3. Februar 1956, S. 6671, Bundes- 
ratsdrucksache Nr. 50/56 vom 10. Februar 1956 und 
§§ 1 bis 2 der VO M Nr. 1/56 und §§ 1 bis 3 der VO 
M Nr. 2/57). Der publizierte Inhalt der erwähnten 
Regelungen stellte von vornherein klar, daß die Er- 
sparnisbeträge abzuführen waren und nicht den von 
der Umsatzsteuer befreiten Unternehmern gebühr- 
ten. 

Auch das Bundesverfassungsgericht hat im Rahmen 
seiner Überprüfung der Gültigkeit des Dritten Ände- 
rungsgesetzes zum MFG festgestellt, daß die Um- 
satzsteuerbeträge im Ergebnis den Werkmilchher- 
stellern und nicht den abgabepflichtigen Betrieben 
zukommen sollten. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidungen stellt 
sich somit die Situation in Zusammenhang mit der 
Verordnung M Nr. 1/56 anders dar, als es der Ge- 
setzgeber und die Verwaltung bei Erlaß der Maß- 
nahmen annahmen. Eine rückwirkende Heilung der 
Verordnung M Nr. 1/56 ist daher geboten. Die 
Gründe, die zur rückwirkenden Heilung der Ver- 
ordnung M Nr. 2/57 führten, gelten entsprechend 
für die rückwirkende gesetzliche Heilung der Ver- 
ordnung M Nr. 1/56. Zwar sind Gesetze, die rück- 
wirkend eine öffentlich-rechtliche Leistungspflicht 
auferlegen, grundsätzlich unzulässig (s. BVerfGE 22/ 
330 [347] mit weiteren Nachweisen). Der durch das 
Rechtsstaatsprinzip im Interesse der Rechtssicher- 
heit gewährleistete Vertrauensschutz kommt aber 
dort nicht in Betracht, wo es kein Vertrauen geben 
kann oder wo es sachlich nicht schutzwürdig wäre. 
Das Vertrauen ist dann nicht schutzwürdig, wenn 
der Bürger in dem Zeitpunkt, auf den der Eintritt 
der Rechtsfolge vom Gesetz zurückbezogen wird, 
mit dieser Regelung rechnen mußte (BVerfGE 
a. a. O.). 


Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Zur Zeit der 
Geltung der Verordnung M Nr. 1/56 haben die ab- 
gabepflichtigen Betriebe nicht damit gerechnet, daß 
ihnen die Umsatzsteuerersparnisbeträge zufließen 
sollten. Aus dem Gesetzgebungsverfahren des 
Sechsten Änderungsgesetzes zum UStG ergab sich, 
daß die ersparten Umsatzsteuerbeträge nur den Er- 
zeugern von Werkmilch zugute kommen sollten 
(vgl. Zweiter Deutscher Bundestag, 127. Sitzung vom 
3. Februar 1956, Sitzungsbericht S. 6641 f.). Auch aus 
der Regelung der Verordnung M Nr. 1/56 war dies 
zu entnehmen. 

Bei der rückwirkenden Heilung der Verordnung 
M Nr. 1/56 handelt es sich zudem nicht um ein be- 
lastendes Gesetz im eigentlichen Sinne, sondern 
durch die Rückwirkung soll eine Regelung herbeige- 
führt werden, die von vornherein klar und deutlich 
angestrebt wurde. Im Interesse des Gemeinwohls 
ist insbesondere eine rückwirkende Inkraftsetzung 
dringend geboten. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß bei einem Obsiegen der abgabepflich- 
tigen Betriebe in den anhängigen Verwaltungsstreit- 
verfahren die vom Gesetzgeber geregelt geglaubten 
Lebensverhältnisse in ihr Gegenteil verkehrt wer- 
den, indem die Ersparnisbeträge auf Kosten der 
Allgemeinheit denen zufließen, denen sie nach dem 
ausdrücklich erklärten Willen des Gesetzgebers nie 
zustehen sollten. Durch die rückwirkende Heilung 
der Verordnung M Nr. 1/56 wird insbesondere 
sichergestellt, daß sich nicht einige Betriebe allein 
auf Grund eines formalen Fehlers des Gesetzgebers 
wirtschaftlich einen Vermögensvorteil verschaffen, 
der ihnen materiell nie zustand und mit dem sie im 
Zeitpunkt der Regelung nie gerechnet haben. 

Ein schutzwürdiges Vertrauen der hier betroffenen 
Betriebe ist auch wegen des längeren Zeitablaufs 
nicht zu bejahen, denn allein dadurch hat sich die 
materielle Rechtslage nicht geändert. Soweit Be- 
triebe rechtskräftige Urteile zu ihren Gunsten er- 
wirkt haben, bleiben diese Fälle durch das Gesetz 
unberührt. Ebenso ist ein schutzwürdiges Interesse 
der Betriebe nicht deshalb gegeben, weil der Gesetz- 
geber beim Erlaß des Dritten Änderungsgesetzes 
zum MFG nur die Verordnung M Nr. 2/57 und nicht 
die Verordnung M Nr. 1/56 rückwirkend in den 
Rang eines Gesetzes hob. Der Gesetzgeber ging 
hierbei davon aus, daß die Maßnahmen nach der 
Verordnung M Nr. 1/56 entsprechend der gesetz- 
lichen Regelung abgewickelt worden seien und nicht 
mehr durch Gerichtsentscheidungen geändert wer- 
den könnten. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Absatz 3 Satz 1 hebt die Verordnung M Nr. 1/56 für 
die Zeit ihrer Geltung vom 1. Februar 1956 bis zum 
30. Juni 1957 in den Rang eines Gesetzes. Durch 
Absatz 3 Satz 2 wird der Umfang des Gesetzes be- 
grenzt. Aus rechtsstaatlichen Erwägungen sollen 
Zahlungen nach der Verordnung M Nr. 1/56, die von 
einer staatlichen Stelle im Geltungsbereich dieses 
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Gesetzes erstattet worden sind oder soweit über 
deren Erstattung ein rechskräftiges Urteil ergangen 
ist, von der Regelung ausgenommen werden. Diese 
Regelung ist notwendig, weil das Land Nordrhein- 
Westfalen aufgrund des o. g. Urteils des Bundes- 
verfassungsgerichts die an die zuständigen Landes- 
stellen gezahlten Beträge erstattet hat und die BRD 
aufgrund des o. g. Urteils des Bundesverwaltungs- 
gerichts bereits rechtskräftig zur Rückerstattung in 
dem dort entschiedenen Fall verurteilt worden ist. 
Daneben hat die BRD die in einem Parallelverfahren 
zu dem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge- 
richt geltend gemachten Beträge erstattet, so daß 
es auch bei der Erstattung dieser Beträge sein Be- 
wenden haben soll. 

Soweit durch die gesetzliche Regelung die Erhebung 
der Ersparnisbeträge einer bundeseigenen Verwal- 
tung übertragen wird, handelt es sich hierbei um 
eine Bundesverwaltungskompetenz kraft Natur der 
Sache. Die Errichtung einer zentralen Ausgleichs- 
kasse war für die sachgemäße und gleiche Vertei- 
lung der Mittel in den einzelnen Ländern zur Ver- 
meidung von Wettbewerbsverzerrungen notwendig, 

ln Absatz 4 wird klargestellt, daß die Verordnung 
M Nr. 1/56 unbeschadet der schon rückwirkend in 
Kraft gesetzten Verordnung M Nr. 2/57 gilt. 


Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Im Hinblick darauf, daß den betroffenen Betrieben 
keine neue Belastung rückwirkend auferlegt wird, 
soll das Gesetz am Tage nach der Verkündung in 
Kraft treten. 


III. Kosten 

Durch die verwaltungsmäßige Ausführung des Ge- 
setzes werden keine zusätzlichen Kosten entstehen, 
sondern Kosten eingespart werden. 


IV. Preiswirkungsklausel 

Das Gesetz wird keine Auswirkungen auf die Preise 
haben. 
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Anlage 2 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Der Stellungnahme des Bundesrates wird nicht zu- 
gestimmt. Die Bundesregierung vertritt in ständiger 
Praxis die Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon 
deshalb der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
weil es ein Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zu- 


stimmung des Bundesrates ergangen ist. Die Zustim- 
mung ist vielmehr nur dann erforderlich, wenn das 
Änderungsgesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, 
der die Zustimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist 
hier nicht der Fall. 
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